Preußiſche Geſetz ammlung 


1931 | Ausgegeben zu Berlin, den 25. März 1931 | Nr. 8 


(Nr. 13579.) Geſetz zur Verlängerung und Anderung des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum 
Finanzausgleichsgeſetz für das Rechnungsjahr 1931, zur Anderung des Geſetzes zur Durch⸗ 
führung der Gemeindebierſteuer, Gemeindegetränkeſteuer und Bürgerſteuer uſw. vom 
28. November 1930 (Geſetzſamml. S. 284), zur Anderung des Kommunalabgabengeſetzes 
ſowie zur Auslegung des § 43 Preußiſchen Beſoldungsgeſetzes vom 17. Dezember 1927 
GGeſetzſamml. S. 223) — Anderungsgeſetz 1931 — Vom 24. März 1931. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel J. | 
Das Preußiſche Ausführungsgeſetz zum Finanzausgleichsgeſetz in der Faſſung der Bekannt— 
machung vom 31. Juli 1930 (Geſetzſamml. S. 249) wird mit Wirkung für das Rechnungsjahr 1931 
wie folgt geändert: 
1. 8 6 erhält folgenden Abſ. 2: 
(2) Überweiſungen auf Grund der Vorſchrift im Fünften Teil Artikel 8 der Ver— 
ordnung des Reichspräſidenten vom 1. Dezember 1930 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 517) 
gelten als Einkommenſteuerüberweiſungen. 
2. S 21 erhält folgende Faſſung: 

(0) Inſoweit die Reichsſteuerüberweiſungen ſowie die ſonſtigen Einnahmen eines 
Landkreiſes ſeinen Bedarf nicht decken, iſt die Deckung durch Erhebung einer Kreis— 
umlage in Hundertſätzen der an ſeine ſämtlichen Gemeinden (Gutsbezirke) für das 
Rechnungsjahr fallenden Überweiſungen aus der Reichseinkommen- und Körper— 
ſchaftſteuer, der in ſeinen Gemeinden für das Rechnungsjahr aufkommenden Bürger- 
ſteuer nach dem Landesſatz und der in dieſen vom Staate veranlagten Realſteuern, 
wie ſie in Gemeinden nach den Vorſchriften des Kommunalabgabenrechts der Ge— 
meindebeſteuerung zugrunde zu legen und in Gutsbezirken gemäß 8 13 des Kreis⸗ 
und Provinzialabgabengeſetzes für die Unterverteilung zu veranlagen find, zu be— 
wirken. Dabei kommt das Aufkommen aus der Bürgerſteuer nur zur Hälfte in Anz 
rechnung. Wenn in Gemeinden eine Bürgerſteuer für das Rechnungsjahr nicht 
erhoben wird, gilt als Aufkommen an Bürgerſteuer ein Betrag von 2AM auf den 
Kopf des Einwohners (8 11 Abſ. 2) als Aufkommen an Bürgerſteuer nach dem 
Landesſatze. 

(2) Die Gemeinden (Gutsbezirke) find verpflichtet, dem Landkreis auf Erſuchen 
die erforderlichen Unterlagen mitzuteilen. 
(8) Der auf die Gemeinden infolge von Anträgen gemäß $ 11 Abf. g entfallende 
Mehrbetrag an Überweiſungen aus der Reichseinkommen- und Körperſchaftſteuer gilt 
nicht als Überweiſung aus der Reichseinkommen- und Körperſchaftſteuer an die Ge⸗ 
meinden im Sinne des Abſ. 1. N 
3. § 22 Abf. 1 erhält folgenden Zuſatz: 
Die Hundertſätze der Zuſchläge zu dem Aufkommen der Bürgerſteuer müſſen die 
gleichen ſein wie die Hundertſätze der Zuſchläge zu den Überweiſungen. 
4. § 30 Abj. 1 erhält folgende Faſſung: 
() Inſoweit die Reichsſteuerüberweiſungen ſowie die ſonſtigen Einnahmen der 
im § 8 Abſ. 3 bezeichneten Provinzen (Bezirksverbände) ihren Bedarf nicht decken, it 
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die Deckung durch Erhebung einer Provinzial⸗ (Bezirks) Abgabe in Hundertſätzen 
der an ihre ſämtlichen Stadt- und Landkreiſe, einſchl. der dieſen letzteren angehörigen 
Gemeinden (Gutsbezirke), für das Rechnungsjahr fallenden Überweiſungen aus der 
Reichseinkommen- und Körperſchaftſteuer, der in ihren Stadt- und Landkreiſen für 
das Rechnungsjahr aufkommenden Bürgerſteuer nach dem Landesſatz und der in 
dieſen von dem Staate veranlagten Realſteuern, wie ſie in Gemeinden nach den Vor⸗ 
ſchriften des Kommunalabgabenrechts der Gemeindebeſteuerung zugrunde zu legen 
und in Gutsbezirken gemäß 8 13 des Kreis- und Provinzialabgabengeſetzes für die 
Unterverteilung zu veranlagen ſind, zu bewirken. Dabei kommt das Aufkommen der 
Bürgerſteuer nur zur Hälfte in Anrechnung. § 21 Abſ. 1 letzter Satz gilt mit der 
Maßgabe entſprechend, daß in Stadtkreiſen an Stelle des Betrags von 2 Nell ein 
ſolcher von 3 RM tritt. 

5. S 31 erhält folgenden Zuſatz: 
Die Hundertſätze der Zuſchläge zu dem Aufkommen der Bürgerſteuer müſſen die 
gleichen ſein wie die Hundertſätze der Zuſchläge zu den Überweiſungen. 


6. Im 8 45 wird hinter dem erſten Worte („Die“) eingefügt „in dem landesherrlichen Erlaß, 
betr. die Überweiſung des vormals kurheſſiſchen Staatsſchatzes an den kommunal⸗ 
ſtändiſchen Verband des Regierungsbezirks Kaſſel, vom 16. September 1867 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 1528), in dem Geſetz, betr. die Überweifung einer Summe von jährlich 
500 000 Talern an den provinzialſtändiſchen Verband der Provinz Hannover, vom 
7. März 1868 (Geſetzſamml. S. 223), in dem Geſetz, betr. die Überweiſung einer 
Summe von jährlich 142 000 Talern und eines Kapitals von 46 380 Talern an den 
kommunalſtändiſchen Verband des Regierungsbezirks Wiesbaden, vom 11. März 1872 
(Geſetzſamml. S. 257)". 


7. In 88 11, 11 a, 12, 14, 16 und 39 tritt an die Stelle der Zahl „1930“ die Zahl „1931“. 
Im 8 16 tritt ferner an Stelle der Zahl „1931“ die Zahl „1932“. Ferner tritt im 
§ 11 Abſ. 4 und im 8 39 an die Stelle der Zahl „1929“ die Zahl „1930“; weiterhin 
treten im $ 11 a Abſ. 2 an die Stelle der Worte „oder 1929“ die Worte „1929 oder 
1930*. 


8. Im 8 59 wird die Zahl „1931“ durch „1932“ erſetzt. 


Artikel II. 

1. Das Geſetz über den Sonderfinanzausgleich zugunſten preußiſcher Randgemeinden (=£xeife) 
in der Nachbarſchaft von Stadtſtaaten vom 8. Juli 1927 (Geſetzſamml. S. 135) findet für das 
Rechnungsjahr 1931 in entſprechender Weiſe Anwendung wie für das Rechnungsjahr 1930. 

2. § 28 Abſ. 2 des Geſetzes über die weitere Neuregelung der kommunalen Grenzen im 
weſtfäliſchen Induſtriebezirk vom 22. März 1928 (Geſetzſamml. S. 17) findet auch für das Rech⸗ 
nungsjahr 1931 Anwendung. 


Artikel III. 

1. Artikel III des Geſetzes zur Verlängerung und Anderung des Preußiſchen Ausführungs⸗ 
geſetzes zum Finanzausgleichsgeſetz für das Rechnungsjahr 1930 vom 19. Juli 1930 (Geſetzſamml. 
S. 213) findet auf das Rechnungsjahr 1931 entſprechende Anwendung mit der Maßgabe, daß als 
im Rechnungsjahr 1929 den einzelnen Gebietskörperſchaften zugefloſſene Kraftfahrzeugſteuer⸗ 
überweiſungen diejenigen Beträge nicht gelten, die ihnen nur mit Rückſicht auf ein beſonderes, 
in dieſem Rechnungsjahr aufgetretenes Bedürfnis, das jetzt nicht mehr beſteht, zugewieſen 
worden ſind. 

2. Artikel III des Geſetzes zur Verlängerung und Anderung des Preußiſchen Ausführungs⸗ 
geſetzes zum Finanzausgleichsgeſetz vom 19. Juli 1930 (Geſetzſamml. S. 213) findet keine An⸗ 
wendung, wenn dies der Verteilungsausſchuß ($ 28 Abſ. 2 des Pr. Ausführungsgeſetzes zum 
Finanzausgleichsgeſetz) mit einer Mehrheit von Dreivierteln der ſtimmberechtigten Mitglieder 
($ 28 Abſ. 5 Satz 1 a. a. O.) beſchließt. 
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a Artikel IV. 
1. Artikel I SS 1 bis 3 des Geſetzes zur Durchführung der Gemeindebierſteuer, Gemeinde⸗ 
getränkeſteuer und Bürgerſteuer ſowie zur Abänderung des Kreis- und Provinzialabgabengeſetzes 
vom 28. November 1930 (Geſetzſamml. S. 284) erhält folgende Faſſung: 5 


8 1. | 

Als Landesſatz der Bürgerſteuer werden die im § 5 des Zweiten Abſchnitts der Verordnung 

des Reichspräſidenten vom 26. Juli 1930 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 311) in der Faſſung der Verordung 

des Reichspräſidenten vom 1. Dezember 1930 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 517) beſtimmten Mindeſtbeträge 
feſtgeſetzt. In ſelbſtändigen Gutsbezirken wird die Bürgerſteuer nicht erhoben. 


82. 
Die Einführung der Bürgerſteuer erfolgt durch Gemeindebeſchluß. Ein Gemeindebeſchluß, 
der einen höheren Zuſchlag als 100 vom Hundert des Landesſatzes vorſieht, bedarf der Zulaſſung 
durch die Aufſichtsbehörde höherer Inſtanz. 


83. 

(1) Wenn die Gemeinde beſchließt, Realſteuern in einer Höhe zu erheben, die die Ver— 
pflichtung zur Erhebung der Gemeindebierſteuer, der Bürgerſteuer oder beider Steuern mit den 
einfachen oder mit erhöhten Sätzen zur Folge hat, ohne gleichzeitig die Einführung dieſer Steuer 
in der vorgeſchriebenen Höhe zu beſchließen, ſo kann die Aufſichtsbehörde mit Zuſtimmung der 
Beſchlußbehörde dieſe Steuern in der vorgeſchriebenen Höhe einführen. Entſprechendes gilt, wenn 
die Aufſichtsbehörde kraft Landesrechts für die Gemeinde die Steuerſätze feſtgeſetzt hat. Alsdann 
gilt für die Gemeindebierſteuer die von dem Miniſter des Innern und dem Finanzminiſter feſt⸗ 
geſtellte Muſterſteuerordnung mit den der Verpflichtung entſprechenden Sätzen als örtliche 
Steuerordnung. N . 


(2) In entjprechender Weiſe kann, ſoweit es zum Ausgleich des Haushalts der Gemeinde 
erforderlich ift, die Aufſichtsbehörde mit Zuſtimmung der Beſchlußbehörde die Gemeindebierſteuer 
bis zur reichsrechtlich zugelaſſenen Höhe und die Bürgerſteuer, auch mit erhöhten Sätzen, oder 
eine dieſer Steuern einführen. Außerdem kann die Einführung der Gemeindegetränkeſteuer für 
das Rechnungsjahr 1931 durch die Aufſichtsbehörde mit Zuſtimmung der Beſchlußbehörde erfolgen, 
wenn die durch die Verordnung des Reichspräſidenten vom 26. Juli 1930 (Reichsgeſetzbl. I S. 311) 
in der Faſſung der Verordnung vom 1. Dezember 1930 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 517) vorgeſchriebenen 
Vorausetzungen gegeben ſind. N 

8 2. Soweit die Bürgerſteuer bereits für das Rechnungsjahr 1931 eingeführt worden iſt, gelten 
als Landesſätze für das Rechnungsjahr 1931 die in Nr. 1 8 1 bezeichneten Mindeſtſätze. 


Artikel V. 
Das Kommunalabgabengeſetz wird wie folgt geändert: 
1. 8 59 erhält folgenden Abf. 2: 
Wird binnen einer von der Aufſichtsbehörde geſetzten Friſt eine zum Ausgleich des Haushalts 
Blorderliche Nachtragsumlage nicht beſchloſſen, ſo kann die Aufſichtsbehörde mit Zuſtimmung der 
eſchlußbehörde die Nachtragsumlage feſtſetzen. 


2. Der bisherige Abſ. 2 des § 59 KAG. wird Abſ. 3. 


Artikel VI. 


. 5 8 1. b 
6 () 8 43 des Preußiſchen Beſoldungsgeſetzes vom 17. Dezember 1927 (Geſetzſamml. S. 223) 
9 auch Anwendung auf ſolche Beamte, deren Aufgabenkreis mit dem eines unmittelbaren 
aatsbeamten nicht unmittelbar vergleichbar ift, wenn ihre Bezüge im Hinblick auf die Bezüge 
er unmittelbaren Staatsbeamten offenſichtlich unangemeſſen find. . 
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(2) Für die Feſtſetzung ſolcher Bezüge haben die oberſten eber Pee e Wh 
aufzuſtellen. 

(3) Zu den Bezügen im Sinne des § 43 a. a. O. gehören alle Geldbezüge, die die Beamten mit 
Rückſicht auf ihre hauptamtliche oder nebenamtliche Dienſtleiſtung erhalten, insbeſondere auch 
Dienſtaufwandsgelder, Gewinn- und Umſatzanteile bei werbenden Betrieben, nicht dagegen Reiſe— 
koſtenvergütungen, Beſchäftigungstagegelder, eee. Nachtdienſtentſ chädigungen 
und eg ae 

82. 

(1) Nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes gefaßte Beſchlüſſe der Gemeinden und Gemeinde: 
verbände über Neuregelungen von Beſoldungen find binnen zwei Wochen der Aufſichtsbehörde 
zur Genehmigung vorzulegen. Die Genehmigung kann nur mit Zuſtimmung der Beſchlußbehörde 
verſagt werden. 

(2) Gegen die Verſagung der Genehmigung kann die Gemeinde (Gemeindeverband), gegen 
den die Zuſtimmung zur Verſagung der Genehmigung ablehnenden Beſchluß der Beſchlußbehörde. 
die Aufſichtsbehörde binnen vier Wochen die Entſcheidung eines beim Preußiſchen Oberverwaltungs⸗ 
gericht nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 24. März 1922 (Geſetzſamml. S. 76) zu bildenden 
Schiedsgerichts anrufen. Der Spruch des Seen ſchafft mit unmittelbarer Wen Er 
liches Beſoldungsrecht. 

(3) Wo nach den Gemeintenerfeifungsgefeben 0 Kreisausſchuß Dienstbezüge von Gene nd 
beamten feſtſetzt, iſt Genehmigungsbehörde im Sinne des Abſ. 1 der Wegierungzwräſtden 


f 8 3. 
(1) Auf vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes beſchloſſene Beſ olbungsvegelungen. Fitbet 8 43 Abſ. 4 
des Preußiſchen Beſoldungsgeſetzes vom 17. Dezember 1927 Geſetzſamml. S. 223) Anwendung mit 
der Maßgabe, daß an Stelle der Dal anni zweiter Inſtanz das gemäß 8 2 gebildete Schieds⸗ 
gericht tritt. 
i (2) Bei den Beſchlußbehörden 3 Juen bereits 89908905 Verfahren find ihr” 
FREE zur al ai zuzuleiten. f RN 


8 4. 
Die Miniſter des Innern und der ee erlaſſen die zur une dieser Vorschriften 
eee Re 


Artikel VII. 

Es treten in Kraft: 

1. Art. I Nr. 1—5, 7 und 8, Art. II bis v mit Wirkung En 1. April 1081; 

2. Art. I Nr. 6 mit Wirkung vom 1. April 1923; 

3. Art. VI mit der Verkündung des Geſetzes. 

Wo in Geſetzen und Verordnungen auf das Preußiſche Ausführungsgeſetz zum Finanz⸗ 
ausgleichsgeſetz Bezug genommen iſt, tritt vom 1. April 1931 ab an Stelle des Geſetzes in der 
bisherigen Faſſung das Geſetz in der neuen Faſſung. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Sn wird hiermit verkündet. Die Serfaflunge 
mäßigen Rechte des Staatsrats find gewahrt. f g 


Berlin, den 24. März 1931. Ne dz ek 


(Siegel.) Das Preußiſche Stantsminifterhem. 
| Braun. Severing. Steiger. te chen 
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